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Dem BetroffeneA ist auf Antrag zu gestatten, ein anderes 
ebenso wirksames Mittel anzuwenden, sofern die Allgemein­
heit dadurch nicht stärker beeinträchtigt wird.

§6
Verantwortlichkeit für das 
Verhalten von Personen

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maß­
nahmen gegen sie zu richten.

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, entmündigt oder 
unter vorläufige Vormundschaft gestellt, können Maßnahmen 
auch gegen die Person gerichtet werden, die zur Aufsicht 
über sie verpflichtet ist.

(3) Verursacht eine Person, die zur Verrichtung bestellt 
ist, die Gefahr in Ausführung der Verrichtung, so können 
Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die die 
andere zu der Verrichtung bestellt hat.

§ 7
Verantwortlichkeit für den Zustand 

von Tieren und Sachen
(1) .Geht von einem Tier oder einer Sache eine Gefahr aus, 

so sind die Maßnahmen gegen den .Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt zu richten. Die nachfolgenden für Sachen geltenden 
Vorschriften sind auch auf Tiere anzuwenden.

(2) Maßnahmen können auch gegen den Eigentümer oder 
einen anderen Berechtigten gerichtet werden. Das gilt nicht, 
wenn der Inhaber der tatsächlichen Gewalt diese ohne den 
Willen des Eigentümers oder Berechtigten ausübt.

(3) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, so 
können die Maßnahmen gegen denjenigen gerichtet werden, 
der das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. Maßnahmen 
zur Feststellung des ehemaligen Eigentümers sind zulässig.

§8
Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme

(1) Die Polizei kann eine Maßnahme selbst oder durch 
einen Beauftragten unmittelbar ausführen, wenn der Zweck 
der Maßnahme durch Inanspruchnahme der nach den §§ 6 
oder 7 Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht 
werden kann. Der von der Maßnahme Betroffene ist unver­
züglich zu unterrichten.

(2) Entstehen der Polizei durch die unmittelbare Ausfüh­
rung einer Maßnahme Kosten, so sind die nach den §§ 6 und 7 
Verantwortlichen zum Ersatz verpflichtet. Mehrere Verant­
wortliche haften als Gesamtschuldner. Die Kosten können 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.

§9
Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen

(1) Die Polizei kann Maßnahmen gegen andere Personen 
als die nach den §§ 6 oder 7 Verantwortlichen richten, wenn

1. eine gegenwärtige erhebliche Gefahr abzuwehren ist,
2. Maßnahmen gegen die nach den §§ 6 oder 7 Verantwort­

lichen nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind oder kei­
nen Erfolg versprechen,

3. die Polizei die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig selbst 
oder durch Beauftragte abwehren kann und

4. die Personen ohne erhebliche eigene Gefährdung und 
ohne Verletzung höherwertiger Pflichten in Anspruch 
genommen werden können.

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur aufrecht er­
halten werden, solange die Abwehr dieser Gefahr nicht auf 
andere Weise möglich ist.

§ 10
Einschränkung von Rechten (Grundrechten)

Aufgrund dieses Gesetzes können die Rechte (Grundrechte) 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit, Freiheit der Per­

son und auf Unverletzlichkeit der Wohnung eingeschränkt 
werden.

§11
Legitimationspflicht

(1) Auf Verlangen des von einer Maßnahme Betroffenen hat 
der Angehörige der Polizei sich auszuweisen, soweit der 
Zweck der Maßnahme dadurch nicht beeinträchtigt ist.

(2) Beim Einsatz von Polizei als geschlossene Einheiten hat 
jeder Angehörige der Polizei zur Gewährleistung der Identi- 
fizierbarkeit deutlich sichtbar eine Dienstnummer zu tragen.
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Zweiter Abschnitt

Befugnisse der Polizei

Erster Unterabschnitt 
Allgemeine und besondere Befugnisse

§ 12
Allgemeine Befugnisse

(1) Die Polizei kann die notwendigen Maßnahmen treffen, 
um eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffent­
liche Sicherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren, soweit 
nicht die §§ 13 bis 68 die Befugnisse der Polizei besonders 
regeln.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die der Polizei durch an­
dere Rechtsvorschriften zugewiesen sind (§ 1 Abs. 4), hat sie 
die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit solche Rechtsvor­
schriften Befugnisse der Polizei nicht regeln, hat sie die 
Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zustehen.

§13
Polizeiliche Verfügungen

(1) Als Maßnahmen im Sinne des § 12 Abs. 1 können auch 
polizeiliche Verfügungen erlassen werden.

(2) Die Erteilung einer polizeilichen Verfügung kann 
schriftlich, 'mündlich oder durch Zeichen erfolgen. Schrift­
liche Verfügungen sind zu begründen und haben eine Rechts­
mittelbelehrung zu enthalten.

§ 14
Befragung, Auskunftspflicht

(1) . Die Polizei kann jede Person ‘befragen, wenn Tatsa­
chen die Annahme rechtfertigen, daß sie sachdienliche Anga­
ben machen kann, die für die ‘Erfüllung einer bestimmten 
polizeilichen Aufgabe erforderlich sind. Für die Dauer der 
Befragung kann die Person angehalten werden.

(2) Eine Person, deren Befragung nach Absatz 1 zulässig 
ist, ist verpflichtet, auf Frage Namen, Vornamen, Tag und 
Ort der Geburt, Wohnanschrift und Staatszugehörigkeit an­
zugeben. Sie ist zu weiteren Auskünften verpflichtet, soweit 
gesetzliche Handlungspflichten bestehen.

§15
Identitätsfeststellung

(1) Die Polizei kann die Identität einer Person feststellen,
1. zur Abwehr einer Gefahr;
2. wenn sie sich an einem Ort aufhält, von dem Tatsachen 

die Annahme rechtfertigen, daß
a) dort Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung 

verabreden, vorbereiten oder verüben,
b) sich dort Personen treffen, die gegen aufenthalts­

rechtliche Vorschriften verstoßen oder
c) sich dort Straftäter verbergen;

3. wenn sie sich in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage 
oder -einrichtung, einem öffentlichen Verkehrsmittel, 
Amtsgebäude oder einem anderen besonders gefährdeten


